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Rückforderungsansprüche von Negativzinsen 
Urteile: 
Bundesgerichtshof v. 04.02.2025 Az.: XI ZR 61/23, XI ZR 161/23 und XI ZR 183/23 
(gekürzt) Nach den Urteilen des Bundesgerichtshofs zu Verwahrgeldern („Negativzinsen“) rät die 
Finanzaufsicht BaFin Verbraucherinnen und Verbrauchern, mögliche Rückforderungsansprüche zu prüfen. 
Das Gericht hat erstmals entschieden, in welchen Fällen solche Entgelte unzulässig sind, und 
entsprechende Klauseln für unwirksam erklärt. Der Bundesgerichtshof (BGH) hat am 4. Februar 2025 
entschieden, dass es nicht zulässig war, dass diese Kreditinstitute Negativzinsen bei Tagesgeld- und 
Sparkonten erhoben haben. Die von ihnen verwendeten Klauseln seien unwirksam. Dies begründet der BGH 
mit dem Sparzweck der Konten: Das Vermögen solle mittel- bis langfristig aufgebaut werden und durch 
Zinsen vor Inflation geschützt werden. Durch die Erhebung eines Verwahrentgelts würden die Konten diesen 
Zweck verlieren. Bei Girokonten sei die Erhebung eines Verwahrentgelts zwar grundsätzlich zulässig. 
Jedoch seien die konkreten Klauseln der betroffenen Kreditinstitute intransparent und daher unwirksam, 
denn der Guthabenstand könne sich innerhalb eines Tages mehrfach ändern. Hinweis: Die BaFin empfiehlt 
zügig zu prüfen, ob man von den Urteilen des BGH betroffen ist und Rückanforderungsansprüche bestehen, 
rät auch dazu, sich über die Verjährung von Ansprüchen zu informieren. Ansprüche auf Rückzahlungen zu 
Unrecht erhobener Entgelte aus dem Jahr 2022 verjähren in der Regel bis Ende 2025. Bei der rechtlichen 
Prüfung von Ansprüchen helfen Rechtsanwältinnen und Anwälte. 
Quellen: Finanzaufsicht BaFin, www.test.de > Minuszinsen-Keine-Angst-vor-Negativzinsen-5506996-0/ 
 

Altersdiskriminierung bei Banken: Entschädigung für Senioren 
Urteile: 
Amtsgericht Kassel v. 07.09.2023 Az.: 435 C 777/23 und v. 23.09.2024 Az.: 4 S 139/23 
(gekürzt, sehr) Das Menschen wegen ihres Alters diskriminiert werden ist durch ein Gesetz seit 2006 
verboten. Das dieses von Banken nicht eingehalten wird zeigt eine Studie des Instituts für 
Finanzdienstleistungen. Ratenkredite wollten 55 von 100 befragten Banken ab einem bestimmten Alter nicht 
mehr vergeben, Immobilienkredite sogar 71. Durchschnittliche Altersgrenze: 67 Jahre. Im vorliegenden Fall 
ging es um den Erhalt einer Kreditkarte, die wegen des zu hohen Alters von 91 verwehrt wurde. Obwohl es 
tausende Fälle dieser Art geben müsste, findet man in den juristischen Datenbanken und Kommentaren kein 
Urteil. Grundsatz: Gibt es einen sachlichen Grund, kann eine Benachteiligung gerechtfertigt sein. In diesem 
Fall war die Bonität gegeben. Somit: Verweigert eine Bank oder eine Sparkasse unter Verweis auf das Alter 
einen Kredit oder eine Kreditkarte, obwohl genügend Bonität gegeben ist, ist das rechtswidrig. Das 
Diskriminierungsverbot des „Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes“ gilt nur bei sogenannten 
Massengeschäften. Bei Kreditkartenangeboten handelt es sich um ein Massengeschäft mit eingeschränkter 
Vertragsfreiheit, „da standardisierte Produkte für eine Vielzahl von Menschen angeboten werden“. Eine zu 
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zahlende Entschädigung in Höhe von 3.000 Euro für die Altersdiskriminierung wurde der Bank auferlegt, 
Widerstand war erfolglos. Sollten auch Sie die Erfahrung mit Altersdiskriminierung gemacht haben, ziehen 
Sie vor Gericht und fordern eine Entschädigung in gleicher Höhe, geht als Aufruf aus dem Bericht unter 
http://www.test.de/Mutmacher-Auch-90-Jährige-haben-das-Recht-auf-eine- Kreditkarte-6195528-0 hervor. 
Quellen: Urteile des Landgerichts, test.de 
 

Rente kann nicht durch ehrenamtliches Engagement gesteigert werden 
Ein ehrenamtliches Engagement in Sportvereinen, Kirchen oder sozialen Einrichtungen kann grundsätzlich 
die Rente nicht steigern, da die gesetzliche Rentenversicherung ein vorleistungsbezogenes 
Versicherungssystem ist, laut Auskunft des Bundessozialministeriums auf eine Anfrage. Sowohl für den 
Anspruch als auch für die Höhe einer Rente kann eine ehrenamtliche Tätigkeit grundsätzlich nur dann 
berücksichtigt werden, wenn eine Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung besteht, laut 
Bundesarbeitsministerium (BMAS). Weiter: Eine Rentensteigerung für ehrenamtliche Tätigkeiten ohne eine 
Gegenleistung in Form von Beiträgen ist mit dem Prinzip der Lohn- und Beitragsbezogenheit der 
gesetzlichen Rentenversicherung nicht vereinbar. Es gibt allerdings verschiedene „beitragsrechtliche 
Sonderregelungen, die bei Ausübung eines Ehrenamts zu einer verbesserten rentenrechtlichen Absicherung 
führen“ könnten. Unter bestimmten Voraussetzungen könnte man beim Arbeitgeber den Antrag stellen, dass 
für die Rentenbeitragszahlung „ein höheres beitragspflichtiges Arbeitsentgelt berücksichtigt wird“. 
Quellen: Bundessozialministerium, Bundesarbeitsministerium, Deutsche Rentenversicherung (DRV), Ihre Vorsorge  
 

Nachgelagerte Besteuerung: Wann Rentner eine Steuererklärung abgeben müssen 
(gekürzt) Die Deutsche Rentenversicherung (DRV) weist darauf hin, dass nicht nur Beschäftigte, sondern 
auch Rentnerinnen und Rentner eine Steuererklärung abgeben sollten. Seit Verabschiedung des 
Alterseinkünftegesetzes (AltEinkG) im Jahr 2005 werden Renten in Deutschland nachgelagert besteuert. Im 
Unterschied zum Arbeitgeber behält die Deutsche Rentenversicherung von der Rente keine Steuern ein. 
Eine Steuererklärung ist immer dann notwendig, wenn das zu versteuernde Einkommen den jährlichen 
Grundfreibetrag übersteigt. 2024 lagt dieser für Alleinstehende bei 11.784 Euro und für Verheiratete bei 
23.568 Euro, 2025 gelten höhere Grundfreibeträge von 12.096 Euro beziehungsweise 24.192 Euro. Die 
nachgelagerte Besteuerung betrifft aber nicht nur die gesetzliche Altersrente, sondern auch Renten wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit sowie Hinterbliebenenrenten (Witwen-, Witwer- und Waisenrente) ebenso wie 
eine vorhandene Rürup-Rente. Rentnerinnen und Rentner erhalten bei Bedarf von der DRV kostenlose 
Bescheinigungen. Diese enthalten alle steuerrechtlich relevanten Beträge mit Hinweisen, wo diese Werte in 
die Steuererklärung einzutragen sind. Aufgrund der Neugestaltung der Vordrucke zur Steuererklärung und 
der automatischen Datenübertragung von der Rentenversicherung an das zuständige Finanzamt ist es aber 
nicht mehr erforderlich die Daten in die „Anlage R“ und „Altersvorsorgeaufwand“ einzutragen. Notwendig ist 
das Eintragen nur dann, wenn eine elektronische Steuererklärung z.B. via Elster abgegeben wird, und die 
mögliche Rückerstattung vorab errechnet werden soll. Wer eine Rente bezieht und schon einmal eine 
Information über die Meldung an die Finanzverwaltung beantragt hat, erhält zukünftig die Bescheinigung von 
der DRV automatisch zwischen Mitte Januar und Ende Februar. Wer diese Bescheinigung erstmalig 
benötigt, kann sie im Internet unter www.deutsche-rentenversicherung.de/steuererklärung anfordern. 
Umfangreicher steht alles zum Download in der kostenlosen Broschüre „Versicherte und Rentner: 
Informationen zum Steuerrecht“ bereit. Eine telefonische Beratung ist bei der DRV unter der Telefonnummer 
0800 1000 4800 möglich. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 

Schwerbehinderte können ohne Abschläge vorzeitig in Rente gehen 
Mit einer Schwerbehinderung leben rund acht Millionen Menschen in Deutschland, haben einen Grad der 
Behinderung (GdB) von 50. Wenn eine Mindestversicherungszeit von 35 Jahren erreicht ist, kann eine 
vorgezogene Altersrente für schwerbehinderte Menschen beantragt werden. Die Schwerbehinderung muss 
zum Rentenbeginn gegeben sein. Fällt sie später weg, wirkt sich das nicht auf den Rentenanspruch aus. So 
kann bereits vor Erreichen des regulären Rentenalters ohne Abschläge in Rente gegangen werden. Wie 
auch bei der regulären Altersrente wird die Altersgrenze für einen abschlagfreien Rentenbeginn für die 
Geburtsjahrgänge ab 1952 stufenweise von 63 auf 65 angehoben. Zum Beispiel: Wer 1962 geboren wurde 
und 2025 63 Jahre alt wird, kann erst mit 64 Jahren und 10 Monaten abschlagsfrei in Rente gehen. Wer 
allerdings Abschläge in Kauf nimmt, kann bis zu drei Jahre früher Rente beziehen. Für jeden Monat 
vorzeitigen Rentenbeginns werden 0,3 Prozent dann von der Rente abgezogen. Dieser Abschlag bleibt über 
die gesamte Rentendauer bestehen. 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung, Ihre Vorsorge 
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Rezept einlösen, auf die Farbe kommt es an 
Bis zu welchem Zeitpunkt sollte das erledigt sein? Von Vorteil war das rosa Rezept, es wurde an die 
Pinwand geheftet und kam so rechtzeitig zum Einsatz. Es war klar, dass Rezept verlor seine Gültigkeit nach 
28 Tagen, wie jetzt auch das E-Rezept. Es gehört mittlerweile zum Standard und wird über die elektronische 
Gesundheitskarte in Apotheken eingelöst. Wird diese Frist überschritten übernimmt die Gesetzliche 
Krankenversicherung die Kosten für Medikamente nicht (laut Apothekenkammer). Wenn die 28 Tage 
abgelaufen sind, heißt das nicht, dass Medikamente nicht ausgehändigt werden. Nach Angaben der 
Apothekenkammer sind Rezepte weitere zwei Monate gültig, müssen dann aber aus eigener Tasche bezahlt 
werden. Anderen Regeln unterliegen andere Rezepte.  
  Für Rezepte für Privatversicherte, sei es der blaue Schein oder das E-Rezept, hier gilt die Frist von drei 
Monaten. 
  Rezepte für Hilfsmittel, darunter fallen Bandagen oder Kompressionsstrümpfe, müssen innerhalb von 28 
Tagen eingelöst werden. 
  Rezepte für Betäubungsmittel, etwa Morphium, sind nur sieben Tage gültig. 
  Entlassungsrezepte, die für die Zeit nach einem Krankenhausaufenthalt erstellt wurden, müssen innerhalb 
von drei Werktagen eingelöst werden. Achtung: Das Verschreibungsdatum ist bereits der erste Tag! 
Alle Informationen sind unter http://www.verbraucherzentrale.de/wissen/gesundheit-pflege/medikamente/wie-
lange-ist-ein-Rezept-gueltig-auf-die-farbe-kommt-es-an-74268 zu finden. 
Quellen: Apothekenkammer, Ihre Vorsorge, Verbraucherzentrale 
 

Haushaltshilfe legal beschäftigt? 
Immer weniger Haushalte beschäftigen ihre Haushaltshilfen legal. Neun von zehn Haushaltshilfen arbeiten in 
Deutschland ohne soziale Absicherung, ohne Unfallversicherungsschutz und ohne Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall (lt. Institut der deutschen Wirtschaft (IW)). Mehr als vier Millionen Haushalte beschäftigen 
Hilfen fürs Putzen, Waschen oder Einkaufen regelmäßig oder gelegentlich. Aus dem Quartalsbericht der 
Minijobzentrale ergibt sich, dass nur knapp 247.000 als Minijobberinnen und Minijobber angemeldet sind, im 
Vergleich zum Vorjahr mehr als vier Prozent weniger. Dass der Umsatz durch Schwarzarbeit mit 
Haushaltshilfen in den beiden letzten Jahren um 15 Prozent gestiegen ist, liegt laut IW an allgemeinen 
Preissteigerungen und höheren Lohnzahlungen. Laut Recherche der IW-Ökonomen liegen die Kosten pro 
Stunde je nach Region, Berufserfahrung und Zuverlässigkeit, egal ob mit oder ohne Anmeldung bei der 
Minijobzentrale zwischen 15 und 25 Euro (Mindestlohn 2025 = 12,82 Euro/Stunde). Wer sich eine 
regelmäßige Haushaltshilfe leisten kann, verfügt im Durchschnitt über ein Nettoeinkommen von etwa 4.300 
Euro in Deutschland, laut einer Berechnung des IW. Das Institut empfiehlt ein Gutscheinmodell wie in 
Finnland und Schweden. Steuerliche Anreize legaler Beschäftigung in Privathaushalten werden 
subventioniert. Die Einführung eines Gutscheinmodells in Deutschland, welches im Koalitionsvertrag der 
Ampel-Parteien vereinbart wurde, liegt nach dem Aus auf Eis.  
Auf eine unkomplizierte Anmeldung bei der Minijobzentrale weist das IW hin und nennt mehrere Vorteile:  
  Nach der Anmeldung mit dem einfachen Haushaltsscheck übernimmt die Minijobzentrale die Abrechnung 
der Abgaben und zieht diese bequem per Lastschrift vom Konto des privaten Arbeitgebers ein. 
  Die Abgaben für einen Minijob im Privathaushalt sind niedriger als im gewerblichen Bereich. 
  Ist die Haushaltshilfe so angemeldet, kann der Arbeitgeber jährlich 20 Prozent der entstandenen Kosten, 
höchstens 510 Euro, von der Steuerschuld abziehen. Die Minijobzentrale bietet dafür einen Rechner an. 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft 
 

Krankenversicherungsbeitrag/Krankenkassenzusatzbeitrag 
Die Deutsche Rentenversicherung (DRV) übernimmt wie beim regulären - Krankenversicherungsbeitrag - für 
Rentnerinnen und Rentner auch vom - Krankenkassenzusatzbeitrag - die Hälfte der Kosten. Dieser Anteil 
wird an die jeweilige Krankenkasse weitergeleitet. Wenn zum Beispiel eine Krankenkasse im Laufe der Zeit 
den Zusatzbeitrag um ein Prozent erhöht, erhalten Rentenbeziehende in der Folge 0,5 Prozent weniger 
Rente. Bei einer Bruttorente von 1.600 Euro entspricht das einer geminderten Auszahlung von acht Euro. 
Über Änderungen der aus der Rente zu zahlenden Krankenversicherungsbeiträge werden Betroffene 
generell über den Kontoauszug der Bank informiert. In Ausnahmefällen versendet die DRV schriftliche 
Bescheide, z.B. bei Personen mit sogenannten abgetrennten Zahlungen (Pfändungen, Bescheid- und 
Zahlungsempfänger sind nicht identisch, die Rente wird auf das Konto einer anderen Person überwiesen). 
Erhalten Rentenbeziehende einen Zuschuss zu einer freiwilligen Krankenversicherung, führt die Erhöhung 
des Zusatzbeitragssatzes der Krankenkasse, ebenfalls um zwei Monate versetzt, zu einer höheren 
Zuschusszahlung. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 


